
Montangxszebspruarz «

M 5. 1867. s— 4. Jahrgang.

Die Verfassung.
«

Wechenblati sit JlutesVOLK-.
-—

—

den Monta rüh. Preisqvierteljährlichbei allen Preuß. Postanstalten 41-2 Sgr. bei den außerpren i en

Berlin bzeifallenZeitungs-Spediteuren incl· ZotgiliolhnszSgy
in der ExpediiiomTaubenstr. 27, Såostcglxtsgäetk

e e e
«

gr.

Das Verfügungsrechtdes Staates über die konkrete Bestimmungiressen müsse,welche den Ver-

Staatsbahnew ; kauf·nnddie Verpachtung der Bahn von einer Ge-
, nehmigung des Landtages abhängigmacht, ebensowie

Das Abgeordnetenhaushat in der qvergangenen F jede Aenderung des Verhältnisses bei Bewilli-

Woche über Gesetzes-Vorlagenwegen Anlage neuer gung einer Zinsgarantie.
Vahneu, Ausführungenvon neuen Anlagen auf Staats- «

Die Regierung hat einem dahin zielendenAntrage
Eisenbahnen und wegen Gewährungeiner Zinsgarantie s in Beng aus diejenigeBahn, für welche eine Zins-
fin eine neu zu sbauende Eisenbahn zu berathen garantie bewilligt wurde, zugesiimmt,«sodaß in dieser
gehabt

-

' . ; einen Frage den Forderungen der liberalen Partei Ge-

Nachdem im Jahre 1865 die Regierungden Eigen-
«

nüge geschehenist, währendsie bei der Berathnng der

thums-Ansrruch, welchensie im Laufe der Jahre aus L zweitenVorlage, welchedie Genehmigungzu einer An-
die Köln-Mindener Eisenbahn erworben hatte und leihe von 24 Millionen Thlrn zur Anlage einiger neuen

noch weiter erwerben mußte, an diese Aktien-Gesellschaft Bahnstrecken, zur Anlegung eines zweiten Geleises auf
gegen eine sehr bedeutende Summe verkauft halte, ohne der Ostbahn und zur Vermehrung des Betriebsmaterials

Saßder Verkaufsvertrag vorher oder nachher der Landes-s auf-allen Staats-bahnen fordert, der Einschaltungeines

vertretung zur Genehmigung vorgelegt wurde, mußtenentsprechendenParagraphen in das Gesetz widersprach,
bei der Landesvertretung Bedenken entstehen,der Regie- s so daß durch Annahme desselbenSeiieus des Hauses
Umg durch Bewilligung von Eisenbahnbautenoder»vondas Zustandekommendes Gesetzes und somit die Aus-

ZinggamnsienVon Neuem die Möglichkeitzu ersonnen, suhrung der proseltcrten Bauten gefährdeterscheint.

sich Geldmittel ohne Befragung der Landes-
-

Man wird diesen Widerspruch umtio wenigerbegrei-
vertretung und ohne Genehmigung seitens der- sen, wenn·man die Motivieng desselbenSeitens des

selben zu Des-schaffen Finanznnnisters durch den Hinweis ans das Faktum
Es liegt auf der Hand, daß das ganze konstitutionelleerfährt,»daßdie Regierng »ja erst neulich bei dem

Wesen seinen Stützpunkt darin hat, daß der Staats- beabsichtigtenVerlauf der westphälischenBahn den Ver-

regierung gar keine Geldmittel zur Verfügung trag dein»Abgeorduetenhausezur Genehmigung»vor-gelegt
stehen, welche nicht von der Landesvertretung durch ein ; habe. Halt»die fliegierung eine solcheGenehnngungfür
Gesetz bewillist WDFdeUsinds Da UUU Aber trotz chf , IIOTHWCYdtgoder auch nur fiir ivnnscl)"enswerth,
derholter Anträge dte Staatsregierung den Vertrag mlt so kann sie doch gewissnichts gegen eine solche gesetzliche
der Köln-Mindener Bahn nicht dem Landta e vorgelegtz Bestimmung-l)aben, welchenicht nur ihr selbst,sondern
hat, und auch keine bestimmteErklärungdarüber abgab,

«

auch allen künftigenIllegierungen die Hände in der

ob sie eine Vorlegnng solcherVerträge,«welcheden Ver- s Weise bindet, daß sie ebenso handeln miissen,·wie die

kan resp. die Verpachtungder Staatsbahnen bezwecken, jetzigeRegierung in Bezug aus den Vzrkanf der west-
für nothwendig halte, so war man im Abgeordneten- I phälischenBahn gehandelt hat.
hause vielfach der Ansicht, daß es zweckmäßigsei, bei 3 Man wird aber leicht den Schlüsselzu dieser schein-
Gelegenheit der vorliegendenGesetze eine alslgemeine baren Jnkonsequenz finden, wenn man sich die Lage des

gesetzliche Bestimmung zu treffen, welchedie Noth- Landes zur Zeit des Abschlussesdes Vertrages mit der

wendigkeit der Vorlegnng solcher Verträgeausspricht. Köln-Mindener Bahn und das, was nachher passirt ist,
Andererseits, und dieseAuffassunggewann m dem Hause ins GedächtnißzurückkquJener Vertrag wurde ziem-
die Mehrheit, war man der

Anighdaß man keine all- lich gleichzeitigmit dem Gasteiner Vertrage verhandelt,
gemeineBestimmung in dieser eziehung treffen solle, und es liegt die Vermuthung nahe, daß unsere Regie-
sondern daß man- in jedem einzelnenGesetzenur die s rung sich für den Fall eines Krieges mit Oesterreich



auf dieseWeise Geldmittel bereit stellen wollte; nnd als

ungefährein Jahr späterein solcherKrieg wirklichaus-

brach, da waren jene bereiten Gelder kein unwill-
kommenes Hülfsmittel

«

Es leuchtet nun aus den ganzen Verhandlungendie

Jdee hervor, daß man sich für ähnlicheFälle eines«ähn-
licheMöglichkeitoffen haltenmüsse-,und daß man?-dss-

halb eine gesetzlicheBeschrankungdes Verfü ungsuschtes
der Staatsregierung über die Staatsbaguentuicht
wünsche.

Dieser Hinweis auf eine möglicheGefahr des Lan-«
des könnte vielleicht manchen zweifelhaftmachen darüber,
ob das Abgeordnetenhauswirklich richtig gehandelt habe,
durch Annahme des gestellten Antrages der Regierung
für alle Fälle die Hände zu binden, und wir wollen

deshalb, mit Uebergehung aller- anderen Gründe, nur

das hier folgen lassen, was Graf Schwerin zur
Widerlegnngdieser Theorie gesagt hat.

»Wir glauben,«so sagt er, ,,mit dem Herrn Abgeordne-
ten Wagener, daß Zeiten kommen können, wo die Regierung
genöthigtist, etwas zu thun, wofür sie die volle Verantwort-

lichkeitihrerseits zu tragen hat. Wir wünschenum deswillen,
damit ich dies in diesem Augenblicke noch einmal ausspreche,
noch besonders, daß je eher je lieber ein VJlinisterverantworb
lichkeits-Gesetz existire, damit die Jndemuität einen Sinn
habe, damit, wenn sie nicht ertheilt werde, die Minister wirk-

lich die Verantwortlichkeit zu tragen haben, von der sie erst
durch die Judenmiiät absolvirt werden. — Ich sage aber,
für so ungewöhnlicheZeiten soll die Regierung sichnicht durch
eine gewagte therpretation der Verfassung und des Gesetzes
schützenkönnen, sondern ihre finanzielle und kriminelle
Verantwortlichkeit in die Wagschale werfen, wenn sie
irgend etwas zur Rettung des Staates thut, was nieth mit
den Gesetzendes Landes vereinbar ist, damit wir nicht wieder

auf den Weg der Interpretation geführtwerden, damit nicht
wieder so unerquicklicheStreitigkeiten entstehen mögen, wie

sie in Bezug auf die Köln-Mindener Eisenbahn hier entstan-
den sind, während man von der einen Seite das Recht in

Anspruch nah-n und mit guten Gründen vertheidigte, daß
eine Handlung dieserhalbwider das Gesetz gewesen sei, und
der Herr Finanzilljiinifter auf keine andere Weise sichaus der
— Verlegenheit zn ziehen wußte, als indem er sich auf das

Nothrecht berief. Er sagte: Seid nur ruhig, es wird für
Die Zukunft nicht wieder vorkommen, wir haben es aber ein-
mal gethan; sondern, meine Herren, damit er für die Zu-
kunft sage: ja, meine Herren, so steht es im Gesetz, die höch-
sten Rücksichtendes Staates haben rnich aber veranlaßt, in
diesem Falle das Gesetz zu verlassen, ich bitte Euch, ertheilt
mir die Judiktitnität aus diesem Grunde. Wenn Ihr mir die
Judemnitäi nicht ertheilt, stehe ich mit meinem Vermögen,
nnd wenn Jhr wollt, mit meinem Kopfe ein, dann handeln
wir konstitutionell.«

Hoffen wir, daß die Regierung schließlichtrotz der

Entschiedenheit,mit welcher sich der Handelsminister
gegen das VinckeischeAmendement ausgesprochenhat,
doch noch für die Annahme des Gesetzes,wie es aus
den Berathnngen des Abgeordnetenhauseshervorgegangen
ist, entscheidet, und daß sie nicht auf den thörichteu
Rath der Kreuz-Zeitunghörtlwel e sagt: »Liebernoch
länger auf einem Geleise nach Oten, als mit Kurier-

zug in den äußerstenParlamentarismus.« Es handelt

IWdche funf gehalten. .T·;-z

sich hier nicht.um»Parlamentarismus oder Nichtparth
mentarismus, sondern es handelt sichum das dauernde
Wohl des Landes. .

«
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des Z«,se;lbezuges;.dergesetzlichdirYBMkzugewiesenen,.e?
richtlichenDekoknggpitalienund der innlagender ORer
Schulen re. zur-· aged-Ordnungüber, nahmdaniiderschiedene
Vorlagen an, und beschloßauf Antrag der BUdget-Kommis-
sion, welche über die Allgemeinen Rechnungen der Jahre
1859,1860, 1861, 1862, 1863 Bericht erstattete, Folgendes:

I. unter nachträglicherGenehmigung sämmtlicherEtats-

iiberschreitungenund einmaligen außerordentlichenAüsgaben,
die Entlastung der königlichenStaats-Regierung für die

Allgemeinen Rechnungenüber den Staatshaushalt der Jahre
1859 und 1860 auszusprechen;

II. die Entlastung der Staats-Regierung in Bezug auf
die AllgemeineRechnung über den Staatshaushalt des Jahres
1861 auszusprechen;

Ill. die Entlastung der Königl. Staats-Regierung in

Bezug auf die allgemeinenRechnungen über den Staats-
haushalt der Jahre 1862 und 1863 auszusprechen;

IV. der Königl. Staats-Regierung in Bezug aus die

Verwaltung des Staatsschatzes für die Jahre 1860, 1861,
1862 nnd 1863 Decharge zu ertheilen. —

V. 1) die Staatsregierung aufzufordern, dem Landtage
in der nächstenSessiou den Entwurf eines Gesetzes über die

, Preußen

Einrichtung und die Befugnisse der Oberrechnungskammer
vorzulegen; 2) inzwischen schon jetzt die Instruktion der Ober-

rechnungskammervom 20. Juni 1862 dahin zu erweitern,
daß auch die Bemerkungender Oberrechnungskammerüber
diejenigenerheblichenMangel der Verwaltung, welche ans

Veranlassung der Prüfung der Rechnungen entdeckt werden,
sowie diejenigen Abweichungenvon dem gesetzlichhergestellten
Staatshaushaltsetats nnd von den denselben zu Grunde lie-

genden
Etats aus Nachweisungen,welche etwa durch aller-

höchsteOrdres schon von der Rechnungsrevision justifizirt
worden sind, der Landesvertretungmitzutheilen seien.

Am Dienstag und Mittwoch beschäftigtesich das Haus
mit den Eisenbahnvorlagen, über welche Angelegenheit
wir in unserm Leitartikel ausführlichgesprochenhaben.

Am Freitag wurde nach Beantwortung einiger Inter-
f pellationen nnd nach Erledigung einiger Petitionen,

die Eisenbahn-Anlagen betrafen, das Gesetz angenommen,
durch welchesdas Salzmonopol aufgehoben wird. Aller-

dings wird das Speisesalz für den Augenblick dadurch
nicht billiger werden, aber, und des ist für unsere gewerb-
liche Industrie und für die Landwirthschaft vom höchsten
Interesse, der Verkehr mit dem denaturalisirteu Salz, d. h.
mit dem Sal, welches für den Speisegebrauchnnbenntzbar
gemachtist, istjetzt freigegeben.

Am Sonnabend berieth das Abgeordnetenhausden Ge-

setz-Entwurfbetreffend die Aufhebung der pommerschen
Lehne; einige Aeuderungen, welche das Herr-Inhalts vor-

genommen, wurden an enommen, zwei neue Paragraphen
jedoch,welche dasselbehinzugefügt,abgelehnt.

Das Herrenhaus hat zwei Sitzungen gehalten,in denen
es eine Anzahl von Gesetz-Entwürfen,den Beschlüssendes

Abgeordnetenhausesgemäß,erledigte. .

Für den Augenblickwird die öffentlicheAufmerksamkeit
im ganzen Lande verzüglichan der Wahlbewegungin An-



s r . onimen« wir erinnern unsere Leser auch noch ein-

nkallulånserdieWichtikeit des bevorstehendenAkte»s;möge
Jeder am 12. d. ts. so stimmen, daß er sich spater
keine Vorwürfe zu machen hat, wenn die Entwick-
lung der Dinge nicht seinen Wünschen entspricht.

Jn Hannover ist der Kaufmann·Sonntag entlassen
worden. Wie es heißt,finden jetzt mit ademKönig Georg
Verhandlungen wegen seines Privatvermogensstatt.

»

Oeftetreich. Die Aussöhnungmit tlngarn scheintman
jetzt in Wien wirklich ernstlichzu betreibenzund zwar wie

man sagt, wegen der Hinneigungzu Preußen,-welche das

neue baierische Ministerium zeigt.
» .

Der neue Finanzminister trägt sich mit dem Plan einer

neuen Anleihe. Außerdem spricht man davon, die Zinsen
der alten Schuld auf die Hälfte herabzusetzen; bei einem

Privatmann würde ein solchesVerfahren als Bankerott-Ek-

klärung angesehenwerden.
’

·

Frankreich NeugierigeLeutezerbrechensich noch immer

den Kopf, worin denn eigentlich die neuen Freiheiten be-

stehen, mit denen der Kaiser das Gebäude gekrönthat.
Italien Die Unterhandlungen zwischendem Papst und

der italienischen Regierung sind wieder ins Stocken ge-
rat en.

hTürkel.Der Ausstand in Kandia soll unterdrückt sein;
die türkischeRegierung hat dasselbe schon mehrere Mal ge-
meldet.

Neueste Nachrichten.

Das berliner Ministerium hat über die Verwaltungs-Or-
ganisation der Provinz Hessen Beschlüssegefaßt,welche
augenblicklichder Genehmigung des Königsunterbreitet sind
und demnächstpublizirt werden sollen.

Das akademischeUniversitäts-Consistoriumzu Kiel will
eine aus den vier Decanen bestehende Deputation nach Ber-
lin entsenden, um die Huldigung der Universität dar-

zubringen.

Aus Berlin.
= Aus dem Berliner Vereinsleben. Wir

wollen die diesmalige Wochen-Uebersicht der Vereins-

thätigkeitder Hauptstadt·,die naturgemäßNochimmer Mit

der Wahlagitation sich deckt, mit den von der kon-

servativen Partei zusammenberufencnVersammlungen
beginnen, die bekanntlich mit ihrer Candidatenlistefür Berlin

längst fertig ist. Die ganz vernünftigenMahnungen der

Herren Wagener und Gödsche haben nicht gefruchtet, und

ein aus Generäleii, Hoflieferanten, Kommerzienrätheiiec. ge-
bildetes Centralwahlcomitå der Regierungspartei hat den

Berlinern in den 6 Donataren eine Candidatenliste präsen-
tirt, welche die ,,Hamburger Wespen« zu dem schlagenden
Witz veranlaßte,die Conservativen wünschteneine ,,General-
Versammlung«,kein Parlament.

·

Am Sonntag fand in der Villa Nova unter dein Vor-

sitz eines Rendanten Oske eine zweite Versammlungfür die

konservativenWähiek des III. Reichswahibezirksstatt, zu

dessenVertretung General Moltke auserikhenist. Doch
schien die Versammlungnicht ganz den Wunschen des ein-
ladenden Komitå’s zu entsprechen,wie schon der Umstand
andeutet, daß eine Abstimmunggar nicht vorgenommen, son-
dern die Versammlung nur mit der Bitte des Vorsitzenden
geschlossenwurde, daß diejenigen,welche den General Moltke

wählenwollten, ihre Namen in die ausgelegten Listen ein-

zeichnenmöchten. Auch sonst regte sich ein sehr ketzerischer
Geist in der Versammlung, die bei aller Anerkennungder

-- für die Candidatur von

Verdienste des braven Generals doch nicht geneigt schien,in

ihm den gewünschtenVolksvertreter.zu sehen. Ein Herr
Heinemann ging sogar so weit, zu erklären,daß er vor

der Wahl die Ansichten des Generals über Freizügigkeit,
KominunalbeamtensBestätigunghörenic. möchte-.Eine von kon-
servativer Seite berufene Versammlung von etwa 6—700

Wählern des Il. Wahlbeziiks tagte am Montag im Engli-
schen Hause unter dem Vorsitz des Geh. RWstratorKlee-
mann mit dem Zweck, der Candidatur aldeck’s den

MinisterpräsidentenGrafen von Bismarck entgenzustellen,
dessenVerdienste denn auch mit beredter Zunge von den Herren
Geh. Regier.-Rath Schw ed er, Prof. Voigt, Professor
Dr. Strack, Stadtgerichtsrath v. Seydewitz und Ma-
jor a. D. Vröker in allen Tonarten gepriesenwurde. Schließ-
lich nahm die bereits sehr zusammengeschmolzeneVersamm-»
lung einen Wahlaufruf an, in welchemdie Wähler des zweiten
Reichswahlbezirksaufgefordert werden, den »BaumeisterNord-
deutschlands«,den MinisterpräsidentenGrafen v. Bismarch in
den Reichstag zu wählen.

Um den Wählern des VI. Reichswahlbezirksden Mann
von ,,Eiseu« ,,General v. Steinmetz« zu empfehlen, hatte ein

freiwilliges Komitd an demselbenMontag Abend eine Ver-

sammlung einberufen, die ans etwa 200 Personen bestand,
meist Beamten, Fabrikbesitzern u. s. w., währendbekanntlich
die Arbeiter den Hauptbestandtheil des Wahlkreises bilden.
Ein Baiirath Reiz präsidirte,und der gar nicht zum Wahl-
kreis gehörigeGeneral Troschke empfahl unter ,Beistand-
eines (früher demokratischen)Lehrers Rosenthal und eines
Aktuars Böniughaus die Candidatur von Steinmetz, die

sich indessen des Beifalls selbst dieser gut gesinnten Ver-

sammlung nicht durchaus erfreute.
·

Wenn die Versammlungender konservativenWählerin den

einzelnen Wahlkreisensich kaum des Besuch-Jvon wenigen
Hunderten erfreuen,und dieseselbstnichtdurchausFarbe bekannt,
so sind dagegen die vorbereitenden Versammlungen der li-
beralen Wählerin den kleineren Stadtbezirken sehr zahlreich
besucht. So fand am Sonntag im Ill. Wahlbezirke eine

Versammlung im sogen. Turnhallenbezirkstatt, welche sich
Moritz Wiggers entschied, der

auch, nachdem Runge, der im IV. Wahlbezirk aufgestellt ist,
in einer Vertrauensmänner-Versammlungam Mittwoch desi-
nitiv verzichtethat, wahrscheinlichgewähltwerden wird. Be-

herzigenswerthsind die Worte, welche der Dr. Guido Weiß
in dieser Versimmlunggegen die Kandidatur Moltke’s richtete:
»Es sei ein höchstunbedachtsames Unternehmen der konser-
vativenPartei, die Namen dieser Generale, die ja bei allen
Parteien wegen ihrer militairischenLeistungenin Achtung und

Ehren ständen,in dieser Weise zu mißbrauchen!Das sei doch.
wahrlich nicht der Dank, den das Vaterland diesenMännern
schulde, sie in die Lage zu bringen, daß sie, wie mehr als

wahrscheinlichsei, überall in den«Wahlen durchsielen. So
wie jeder Künstler nur in seiner Sphäre tüchtigsei, so sei
es sehr zweifelhaft,ob ein tüchtigerGeneral auch ein tüchtiger
Volksvertreter sei.«

Am Freitag Abend wurde Moritz Wigg ers aus Rostock
endlichdefinitiv von einer nach Tausenden zählendenWählers
versammlung als alleiniger Kandidat für den III- Reichs-
wahlbezirk aufgestellt. Es geschah indeß in ausdrücklicher-
Heivorhebungdes Verzichtes Runges auf die, Kandidatur für-
diesen Bezirk. Wiggers Wahlrede, die naturgemäßVer
Nahm auf die Verhältnisseseines engeren Vaterlandes Me -

lenburg, und in welcher er erklärte, die Reichsversassun als

Grundlage und Maßstab für die Vundesverfassungannehmen
zu wollen, machte einen außerordentlichenEindruck.

Am DienstagAbend fand in der Alhambra eine von



gkgen
5000 Personen besuchte

. Reichswahlbezirksstatt, in welcher die Herren Präsident
von Kirchmann, Franz Duncker, Stadtrichter Hierse-
menzel und von der Leeden um die Candidatur sich be-
warben. Während Kirchmann den Standpunkt der ge-

mäßigtenFortschrittspartei mlt Geschickvertrat, erklärte sich
Franz Duncker in einer sehr beifälligaufgenommenen Rede,
in welcher er seine Abstimmunggegen die Annexion begrün-
dete-, fiir die Reichsverfassung von 1849. Hiersemenzel
erklärte namentlich für die Rechtseinheit kämpfenzu wollen,
die er bisher im DeutschenJuristentage angestrebt, und ver-

theidigte unter lebhaftemBeifall den Satz, daß er auf Grund
des demokratischenWahlrechts in einem friedlichen Kampf
fiir die Arbeiter und ihre heiligen Rechte eintreten wollte.
v. d. Lcedeu stellte sich einfach auf dem Jacoby’schenStand-
Vnnkte, ohne jedoch dessen Ablehnung eines Mandats zu
billigen. Endlich wurde noch der Abg. Frentzel als Kan-
didat vorgeschlagenund von verschiedenenSeiten lebhaft be-

iiirwortet.
:-—- Jn dem Orte Brand bei Aachen feierte gegen Ende

des vorigen Jahres ein Mann seine goldene Hochzeit, der,
wenn auch wohl hier fast-ganz vergessenI doch für Berlin

einst sehr thätig war. Es ist dies der Bildhauer Heinrich
Scheibler, welcher noch bis vor wenigenJahren in Berlin

liebte, wo sich auch (z. B. im Schauspielhaus) viele seiner
Arbeiten befinden. Was ihn aber fiir uns besonders beach-
tenswerth macht, das ist der Umstand, daß ihm 1815 der

Auftrag ward, die von Napoleon aeraubten Kunstschätze(dar-s
unter auch die Victoria auf dem randenburger Thore) nach
«Berlin zurückzuführen.Er entledigte sich dieses Auftrages

zur allgemeinen Zufriedenheit. Der König hatte ihm, um

auf dem Transporte stets den nöthigen Beistand zu finden,
Osfiziersrang verliehen.

=- Der Magistrat hat jetzt wirklichden Stadtverordneten
eine Vorlage gemacht, wegen Erhö ung der Miethsi
steuer. Hoffentlich wird dieses Projekt verworfen, wenn

nicht der Nachweis geführtwird, daß das Geld für Dinge
ausgegebenwsfrden soll, die wirklich allen Bürgern möglichst
gleichmäßigvortheilhaft sind, nnd bei denen nicht Einzelne
ganz außerordentlicheVortlseile haben. Jn unserer städtischen
Verwaltung muß endlich der Grundsatz Platz greifen, daß in

diesemFalle die Begünstigtenzn den Kosten herangezogenwerden.

= Die leeren Drofchken dürfen jetzt wieder Schritt fah-
ren. Für die Erleichterungdes Verkehrs ist das gewißnicht
förderlich

Vermischtes.
»j-Bei Carl Minde, Verlagsbuchhandlungin Leipzig,er-!

scheint binnen Kurzem ein populäres låiesrhichtswerkin 20

Lieferungenzu 430 Bogen, Er Lieferung 4 Sgr., mit einem

Titelkupfer und 19 natur-getreuen Portraiis von Fürsten,Feld-
herren und Staatsmännern: »Die Kriege Preußens gegen
Oesterreich von 1740 bis 1866, und zwar der erste nnd zweite
Schlesische, der Siebenjährige und SiebentägigeKrieg. Jn
ihrem natürlichenZusammenhange volksthümlichdargestellt
fvon C. Göl)1’illgi«

j- Ju England ist ein Verzeichnißder Eisenbahn-
Unfille in den Jahren 1863, 1862i—und1865 erschienen.
Im Jahre 1863 sind danach durch Cisenbahnunfälle14

Reisende getödtetund 400 verwundet; im Jahre 1864 wur-

den 15 getödtetnnd 698 verwundet; im Jahre 1865 wurden

23 getödtetund 1034 verwundet. Hierzu kommen die Rei-

Wählerversammlungdes !

senden, welchedurch ihre eigeneSchuld getödtetund verwun-
det worden sind.

Es sind dies 1863: 21 getödtetund 1 verwundet,
1864: 21

» »
3

»

1865: 13
» » 5

»

Es wurden also in diesen 3 Jahren 107 Reisende getöd-
tet und 2146 verwundet.

Zu diesen Reisenden muß man nun noch, um ein voll-

ständigesBild der Opfer der Eisenbahnen zu haben, die Be-
amten der Bahnen selbst, welche getödtetoder verwundet

find, zählen, so wie diejenigen Personen, welche an den

Uebergangspunktenund dergl. verunglückten.
Es waren dies 1863: 184 getödtet und 470 verwundet,

1864: 222 » »
705 »

1865x 231 » ,, 1132
»

Es giebt dies also eine Gesammsummevon 734 Getöds
teten und 4543 Verwundeten.

·

Jn der Zusammenstellungmuß zuerst ausfallen, daß bei
den Passagieren das Verhältniß der Todten zu den Verwun-
deten weit günstigerist, als bei den Bahnbeamten: während
von erstern etwa 50X0gestorben sind, sind es bei den letzteren
etwa Zoolo. S

Um aber ein richtiges Bild zu haben von der Gefahr,
welche mit dem Reisen aus englischenEisenbahnen verbunden

ist, muß man wissen, wie viel Personen auf denselbenbeför-
dert worden sind. Die Zusammenstellunggiebt darüber fol-
genden Aufschluß. Es wurden befördert:

Jm Jahre 1863t 204,635,075 Personen mit Tagesbillets
1864: 229,272,405 » » »

. » 1865: 251,862,715 » « »

»
Hierzu kommen aber noch dieI Personen, welche mit Sai-

son- oder Abonnementskarten gefahren sind. Von diesenwurde

ausgegeben64,391 im Jahre 1863; 96,4t)9 im Jahre 1364
und 94,14·7 im Jahre 1865z rechnet man für jedes Aben-
nernents- oder Saisonbillet Zdurchschnittlicheine 200 malige
Benutzung, so muß man zu obiger Zahl noch 51,007,400 Rei-
sende hinzurechnen. Es giebt das eine Gesammtbeförderung
von 736,777,595 Personen in 3 Jahren. Von diesen Rei-

senden sind ohne ihr eigenes Verschulden 52 getödtet,2187
verwundet. Es wurden also von je 14,168,7 29 Reisendenje einer

getödtetund von je 334,303 Reisenden ist je einer verwundet
worden. Rechnet man die Zahl aller Todten und Ver-
wundeten, so erhältman auf etwa 1 Million Reisender einen
Todten nnd auf etwa 150,000 Reisender einen Verwundeten.
Wenn man diese Zahlen mit den Opfern vergleicht,welche
früher-diePost und andere Wagen beim Reisen im Ver-
hältmß zur Zahl der Reisenden gefordert haben, so wird man

erkennen,wie sehr sich die Gefährlichkeitdes Reisens ver-

mindert hat. Bei uns in Deutschland, wo auf den Eisen-
bahnen im allgemeinenlangsamer gefahren wird als in Eng-
lc11d,wird sich wahrscheinlichdas VerhältnißNoch weit gün-
stiger stellen.

« «

Theater am Montag.
Opernhaus: Antigone. — Schauspielhaus: Der

Störenfried. — Friedrich-Wilhelmstadt: Aus bewe ter

Zeit. — Wallner: 15 Minuten im Zaubersalon m
Dienstmannsbureau. Eine Weinprobe. Monsieur Herkules
-— Viktoria: LIItaliana in Algeri. — Wvltetsdorff:
500,000 Teufel. — Kroll: Weihnachtsausstellung Von
Treu Und Nuglisch. Ein Stündchen im Cafö eher-traun

Die Wunder-Fontaine.
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